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Die Natur als Rechtsperson: 
Bäche und Wälder sollen vor Gericht ziehen
Hinwil Eine Bewegung will der Umwelt mehr rechtliche Mittel einräumen. Unterstützung erhält sie nun von Nationalräten –  
mit dabei die Hinwiler Parlamentarierin Marionna Schlatter (Grüne). Auch im Zürcher Oberland sieht sie Anwendungsbereiche.

Marco Huber

Möglicherweise wären Anwälte 
gerne selber gegen den Verursa-
cher vorgegangen, als im Früh-
jahr 2016 ein Pflanzenschutzmit-
tel in den Chimlibach zwischen 
Volketswil und Schwerzenbach 
gelangte und über 200 Fische 
verendeten. Die Staatsanwalt-
schaft See/Oberland sprach in 
der Folge eine bedingte Geldstra-
fe wegen Zuwiderhandlungen 
gegen das Gewässerschutzgesetz 
aus. Geht es nach der Mutter-Er-
de-Bewegung, sollen in Zukunft 
auch geschädigte Ökosysteme 
klagen dürfen. Nicht nur Men-
schen, Firmen, Vereine oder Stif-
tungen wären also Rechtsperso-
nen, sondern auch Tiere und 
Pflanzen, sprich die Natur an 
sich. Die Mitglieder dieser globa-
len Bewegung sehen darin ein 
wirksames Mittel, um der Zer-
störung der Umwelt durch den 
Menschen auch juristisch entge-
genzuwirken.

Ein Recht auf Regeneration
In der Schweiz sind etwa der 
Bündner Liedermacher Linard 
Bardill, aber auch Politikerinnen 
und Politiker verschiedener Cou-
leur Teil davon. Eine Gruppe von 
fünf Nationalrätinnen und Na-

tionalräten – aus den Reihen der 
SP, der Grünen, der EVP, der GLP 
und der FDP – verlangen mittels 
einer parlamentarischen Initia-
tive, dass das Recht des Men-
schen auf eine gesunde Umwelt 
in der Bundesverfassung veran-
kert und der Natur zumindest 
partiell der Status eines Rechts-
subjekts gewährt wird.

Es gehe um das System
Mitinitiantin ist die Nationalrä-
tin Marionna Schlatter (Grüne) 
aus Hinwil. «Wir sind mit einer 
massiven Umweltkrise konfron-
tiert und schaffen es nicht, die 
Natur zu schützen und Verant-
wortung zu übernehmen», sagt 
sie. Schlatter verweist auf die 
zahlreichen bedrohten Tier- und 
Pflanzenarten sowie auf den 
drastischen Rückgang der Biodi-
versität. «Die Schweiz verbraucht 
dreimal so viele Ressourcen, wie 
die Natur bereitstellen kann. Das 
kann langfristig nicht gutge-
hen.» Schlatter betont, dass es 
nicht darum gehe, einem einzel-
nen Baum rechtliches Gehör zu 
geben, sondern um das System. 
«Es geht uns vor allem darum, 
den Schutz der Umwelt in der 
Verfassung zu stärken.»

Heute haben in der Schweiz 
Verbände die Möglichkeit, von 

ihrem Beschwerderecht Ge-
brauch zu machen. Dieses ist al-
lerdings auf einzelne Projekte 
beschränkt. Neu könnten Rechts-
vertreter  anstelle von Flüssen, 
Wäldern, Mooren oder National-
parks direkt und unabhängig von 
einzelnen Schäden gegen mut-
massliche Umweltsünder vorge-
hen. Nach der Ansicht Schlatters 
habe die Natur ein Anrecht dar-
auf, sich zu regenerieren. Auch 
soll sie Ansprüche geltend ma-
chen dürfen, wie beispielsweise 
dem auf saubere Luft oder Was-
ser. Sie sagt, sie sei überzeugt, 
dass es auch hierzulande ver-
schiedene Anwendungsbereiche 
gäbe. 

Vorbild Amazonas
Im Zürcher Oberland wären 
etwa die Moorgebiete und Drum-
lin-Landschaften zu schützen. 
«Wenn diese von Zerstörung be-
droht sind, muss es möglich sein, 
diesen Landschaften eine juris-
tische Stimme zu geben.» Grund-
sätzlich genügen laut der Natio-
nalrätin die bestehenden Schutz-
gebiete nicht, damit sich die 
Natur entwickeln und regenerie-
ren kann.

Vorbilder gibt es im Ausland. 
In Kanada und in Neuseeland 
sind einzelne Flüsse mittler weile 

juristische Personen. In Kolum-
bien hat das oberste Gericht das 
Amazonasgebiet als Rechtsper-
son bestätigt. Und im US-Bun-
desstaat Florida sprachen die 
Bürgerinnen und Bürger Flüssen 
und Bächen Rechte zu. 

Vorreiter ist Ecuador. Im 
 südamerikanischen Land wurde 
die Erde im Jahr 2008 als Rechts-
subjekt in der Verfassung veran-
kert. Seither wurden über zwei 
Dutzend Gerichtsfälle verhan-
delt. Nach Klagen von Bürgern 
wurde etwa ein Strassenbaupro-
jekt an einem Fluss gestoppt, der 
Bau einer Goldmine vereitelt 
oder Leute zur Rechenschaft ge-
zogen, die 6000 tote Haie an 
Bord eines Schiffs transportiert 
hatten.

Internationale Vorbilder  seien 
wichtig, da Umweltpolitik nicht 
an der Landesgrenze aufhört, 
sagt Marionna Schlatter und ver-
weist auch auf die Resolution der 
UNO zu den Rechten der Erde. 
Vertreterinnen und Vertreter der 
Bewegung ziehen gerne den Ver-
gleich zur Nachkriegszeit. Nach 
dem Ende des Zweiten Welt-
kriegs formulierte die UNO eine 
universelle Menschenrechtser-
klärung. 

Nun also sollen die Vereinten 
Nationen im Sinne einer nach-

haltigen Zukunft die Rechte der 
Natur anerkennen. Wie damals 
stehe die Menschheit auch nun 
an einem entscheidenden Wen-
depunkt, sagt Schlatter. Es brau-
che darum einen Paradigmen-
wechsel.

Bundesrat ist skeptisch
Ob allerdings die Ausweitung des 
Umweltschutzes in der Bundes-
verfassung die Hürde einer 
Volksabstimmung besteht, ist 
ungewiss. Es bahnt sich Wider-
stand an – etwa aus den Reihen 
der SVP. Der Bundesrat gibt sich 
ebenfalls skeptisch. So lehnte er 
die juristische Anerkennung von 
Gletschern ab, da dies dem 
Rechtsverständnis zuwiderlaufe 
und es schwer vorstellbar sei, wie 
eine Rechtsperson den Schutz 
der Schweizer Gletscher verbes-
sern würde.

Nationalrätin Schlatter ist 
aber zuversichtlich. Es sei noch 
ein weiter Weg, doch das Anlie-
gen sei breit abgestützt. Gerade 
die Landwirte müssten an einem 
verbesserten Schutz von Öko-
systemen, auf deren Leistungen 
sie angewiesen seien, ein Inter-
esse haben, betont Marionna 
Schlatter. Und die Bauern ver-
fügen in Bern noch immer über 
eine mächtige Lobby.

Schulcontainer ziehen bald um: Pfäffiker sagen Ja zur Schulraumverschiebung
Pfäffikon Die angespannte Raumsituation der Schule Pfäffikon hat sich durch den Entscheid an der Urne erledigt. 
Mit der Verschiebung des temporären Schulraums Sandgrueb ist der Grundstein für das Oberstufenzentrum im Pfaffberg gelegt.

Mit grosser Mehrheit hat die 
Pfäffiker Stimmbevölkerung der 
Verschiebung des temporären 
Schulraums Sandgrueb zum 
Schulhaus Pfaffberg und dem 
dafür nötigen Kredit von 1,8 Mil-
lionen Franken zugestimmt. 
1694 Ja-Stimmen standen 798 
Nein-Stimmen gegenüber, die 
Stimmbeteiligung lag bei 31,16 
Prozent. Dieser Entscheid bildet 
die Grundlage für das Sekundar-
schulzentrum, das ab diesem 
Sommer im Pfaffberg in Betrieb 
genommen wird. Im temporären 
Schulraum finden die Oberstu-
fenschüler aus dem Schulhaus 
Mettlen Platz, welches wiederum 
in der Folge saniert und lang-
fristig zum Primarschulzentrum 
wird. Ebenfalls können die Ta-
gesstrukturen in diesem Areal 
den nötigen Raum erhalten. Die 
Kosten für die Verschiebung be-
laufen sich auf rund 1,8 Millio-
nen Franken, obwohl die Schul-
container nicht mehr extra ge-
kauft werden müssen. Dafür 
müssen unter anderem am neu-
en Standort Vorbereitungs- und 
Erschliessungsarbeiten vorge-
nommen, Baugrube und Funda-
ment erstellt sowie am alten Ort 
rückgebaut werden. 

Hohe Kosten  
bei allfälligem Nein
Und schliesslich muss die ganze 
Containersiedlung auseinander-
genommen, gezügelt, wieder 
 zusammengesetzt und wo nötig 
instandgesetzt werden mit den 
entsprechenden Elektro- und Sa-
nitärinstallationen. Zudem fal-

len Architekten-, Ingenieur- und 
Spezialistenhonorare an. Der 
Pfäffiker Gemeinderat war lange 
Zeit davon ausgegangen, dass die 
heutige Schulinfrastruktur auch 
für eine wachsende Zahl von 
Schülern ausreichen wird. Doch 
entgegen Prognosen aus dem 
Jahr 2011 wurde 2018 klar, dass 
die Gemeinde mit einem viel 
stärkeren Wachstum konfron-
tiert wird und der Schulraum da-
durch knapp wird. 

Ohne die Verschiebung des 
temporären Schulraums Sand-
grueb hätten die Pfäffiker Ober-
stufenschülerinnen und -schü-
ler zwischen den drei Stand orten 
Sandgrueb, Pfaffberg und Mett-
len pendeln müssen. Dies wäre 
gemäss Gemeinderat und Schul-
pflege nicht nur zeitlich schwer 
zu bewältigen gewesen, sondern 
hätte unter anderem auch das 
Unfallrisiko in der Gemeinde an-
steigen lassen. Die Schule hätte 
daher Transportmassnahmen 
treffen müssen, was Mehrkosten 
von bis zu 100 000 Franken pro 
Jahr hätte auslösen können. Mit 
dem Ja zur Verschiebung kann 
dieses Szenario nun umgangen 
werden.

Das Oberstufenzentrum im 
Pfaffberg und das Primarschul-
zentrum im Mettlen sollen die 
Schulraumsituation in Pfäffikon 
langfristig entspannen. Dafür ist 
beim Schulhaus Pfaffberg ein 
weiterer Neubau vorgesehen, um 
definitiven Platz für die Oberstu-
fenschüler zu schaffen.

Lea Chiapolini Die Schulcontainer werden im Sommer an ihren neuen Standort beim Schulhaus Pfaffberg (im Bild) transportiert. Archivfoto: Seraina Boner

«Die  
Schweiz 
 verbraucht drei-
mal so viele 
 Ressourcen, wie 
die Natur bereit-
stellen kann.»
Marionna Schlatter (Grüne) 
 Nationalrätin aus Hinwil


